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Reichsregierung
und Reichseinigungsamt.

Nachdem in der Sitzung" des Reichstages vom 13. März
der Staatssekretär des Reichsamts des Jnnern, Dr. DelbrÜck,
bei der Beratung seines Etats sich bereits zur Fra
e der ge­
setzlichen Regelung der Tarifverträge (vgl. "Osfd. ßau-Ztg."
NI'. 24/19It) geäußert hatte, ergriff er iu der Reiehstagssitzung
vorn 14. März nochmals das Wort zur frage der Errichtung
einer Zentralste!le fÜr Tarifverträge. Der Staatssekretär
führte hierbei, indem er an seine Ausführungen vom Tage
vorher anknÜpfte, folgendes aus:

Meine I-[erren! Der Herr Vorredner Dr. Junck (nI.) (hat
darauf hingewies'en, daß, wie ich ja gestern schon ausgeführt
l1abe, die frage der Tarifverträge ein Problem ist, das den
Volkswirt und SoziaJpoIitiker ebenso anziehen muß wie den
Juristen; ich brauche auf die volkswirtschaftliche Bedeutung
des Tarifvertrages nicht weiter einzugehen, ich habe mich
dazu ).{cstcrn eingehend Reäußert. Ich kann mit Genugtuung
feststellen, daß in bezug auf die juristische Behandlung der
Sache und dic noch strittiJ{cn Rechtsfragen zwischen dem
Herrn Vorredner nnd mir keine Verschiedenheit der Auf­
fm;sung besteht. daß der lierr Vorredner mit mir anch darin
einer Meil1lll1g ist, daß es an sich wÜnschenswert ist, zunächst
einmal der J udikatl1r zu Überlassen. wieweit sie dieses Institut
weiterzuentwickeln in der Lage ist. Wenn der Herr Vor­
redner in Abweichung von eiTlem Teile mciner gestrigen Aus­
fiihrungen gemeint hat, es könne doch eigentlich keine
SChwierigkeiten machen, den ßerufsvereinen Rechtsfähigkeit
zu verleihen, selbstverständlich mit der Konsequenz, daß das
Vereiusvermögcn unbegrenzt oder in gewissen Grenzen haftet
für die Verpflichtungen des ßerufsvl.:rcil1s und die Handlungen
seiner Vorstandsmitglieder, so möchte ich doch bitten, einmal
die Verhandhmgen durchzulesen, die dazu geführt haben,
daß die Vorlage der verbÜndeten Regierungen Über die
Rechtsfähigkeit der Berufsvereine nicht Gesetz geworden ist;
d,-) !lat es sich ganz wesentlich um diese Frage gedreht, und
ich habe ans den damaligen Verhandlungen nicht den :Ein­
drnck gewinnen können, daß es leicht sein wÜrde, jetzt im
Wege des Uesetzes elen Berufsvereinen die R.echtsfähigkeit
unter der Bedingung zu verleihen, duB sie mit ihrem Ver­
mögen haften. Das ist einer der nrÜmle, warum ich Be­
denken trage, jetzt an eine gesetzliche ,Regelung der Sach..;
heranzutreten. Ich habe außerdem gestern ausgeführt - und
auch darin ist der Herr Vorredner mit mir einverstanden -,
daß schon gegenwärtig ohne besondere gesetzliche R.egelung
die Bernfsvereine eigentlich das Maß von Bestandssicherheit
haben, weJches wirtschaftlich und sozialpolitisch not­
wendig ist.

Nun, meine Herren, ich bin gestern noch nicht einge­
gangen auf eine Frage, die der Herr Abg> Dr. Pieper zunächst
angeregt hat und die der Herr Abg. Junck weiter fort­
gesponnen hat, das ist die frage, ob es zweckmäßig sei, eine
Zen t r als tel I e für T a I' i f ver t r ä g e einzurichten
oder nicht. Ich möchte darauf antworten, daR diese Zentral­
steHe, soweit sie notwendig und nützlich ist, eigentlich
besteht, und daß es mir zurzeit nicht zweckmäßig erscheint,
liber das hinauszugehen, was jetzt schon im Interesse der
FortentwickeIung unsres Tarifvertragswesens, hn Interesse
der Auslegung und der Anwendung der Verträge von seiten
eIes mir anvertrauten Amtes geschehen ist. Meine Herren, es
ist besonderer Wert darauf gelegt, daß das gesamte Material

.!:';esamrnelt wird, sowcit es rechtlich und sozialpolitisch VQ11
\Vichtigkeit ist. Es ist. wenn ich nicht irre, gestern schon von
einem der Herren Redner darauf hingewiesen worden, daß
das tatsächlich geschieht Es wird von einem der mir nach­
geordneten Ämter regelmäßig aBes publiziert, was a[[f dem
Gebiete des Tarifvertragswesens von Bedeutung ist, und ich
hin der Meinung, daU gerade diese PubJikationcn wesentlich
mit dazu beigetragen haben. die Bedeutung des Tarifvertrag-cs
weiteren Kreisen verständlich zu machen und die wirtschaft­
lichen und rechtlichen Gesichtspunkte zu allgemeinerer Er­
kenntnis zn bringen, die bei dem Abschluß und der hand­
habung der Tarifverträge von Bedeutung sind. Nach dieser
Richtung wÜrde also einc ZcntralsteHe nicht notwendig sein.

Daß im Übrigen die juristischen lind wirtschaftlichen
ProbJeme, die im Tarifvertrage liegen, von dem mir anver­
trauten Amt dauernd verfolgt und \veiterent'\vickelt wcrden,
das haben Sie, meine tIerren, hoffentlich aus meinen gestrigen
und meinen heutigen Ausführungen entnommen, und ich kann
mir eigentlich nichts Rechtes davon versprechen, daß man
eine besondere Stelle schafft und sie aus dem allgemeinen
ßel1ördenorganismus herausnimmt, um ein spezielles Problem
zu stl1dieren, das in den Komplex von Problemen und fragen
hineingehörl, die dcr Behörde, der dieses besondere Amt an­
ge?;liedert werden soll, ohnehin obliegen. Auch diese Fragen
ITIlissen, wie aUe ähnlichen fragen, erörtert und bearbeitet
werden in unmittelbarem Zusammenhang mit der fiillc von
wirtschaftlichen, sozialpolitischen und juristischen Problemcn,
die uns \lnsere Zeit bringt; ich habe nie gefunden, daß eine
Materie dadurch .Q;efördert wird, daß man sie allS dem ZII­
sammenhange verwandter Probleme herausreißt !lnd zu einer
besonderen Verfolgung einer besonderen Stelle Überweist.

Ich bin fest davon Überzeugt, daß wir in der Lage sein
werden, ein Gesetz über die ßerufsvereine im :Einverständnis
mit dem ja zunächst zuständigen Herrn Staatssekretär des
Reichsjustizamts vorzulegen, sobald es notwendig ist, ohne
daß wir eine besondere StelJe schaffen, die lediglich den
Zweck hat, die Pmbleme, von denen eben gesprochen ist.
ihrer Lösung entgegenzlliühren.

Es ist dann darauf hinge\viesen wo!'den, daß die Zentral­
steHe beim Abschluß von Tarifverträgen aushelfend, beratend
eintreten solle. Meine Herren, im allgemeinen habe ich ge­
funden, daß die unmittelbar Beteiligten das Maß von Gewandt­
heit und Sachkunde besitzen, das notwendig ist. um die Tarif­
verträge zustande zu bringen. Ich habe sogar gefunden, daß
sie manchmal den studierten Beamten darin überlegen sind.
Aber, meine Herren, soweit eine Unterstützung beim Abschluß
von Tarifverträgcn durch das Reich not\vendig geworden ist,
habe ich noch niemals versagt. Es ist ein Referent im Amte
angestellt, der speziell diese Sachen bearbeitet, der praktische
Erfahrungen in diesen Sachen hat, der sachverständig dafür
ist, und dessen Hilfe lind J\at ich jederzeit zur VerfÜgung ge­
stellt habe, wenn ich darum angegangen bin. Nleine Herren,
das ist nach meiner Ansicht genau das, was geschehen muß;
ein Mehr würde nach meiner Auffassung vom übel sein.

Es ist ferner darauf hingewiesen, es sei wünschenswert,
daß diese Stelle für Tarifverträge auch bei Streitigkeitcn Übcr
die Auslegung von Verträgen in Aktion treten könnte. Soweit
das notwendig gewesen ist, ist es auch bis jetzt gesc.:hehen.
Sobald ich angerufen bin, habe ich mich bemüht, beiden
streitenden Teilen zu Hilfe zu kommen, Darüber hinaus habe
ich es unterlassen, und das alles aus wohJerwogenel1 GrÜnden:
nicht, um mich irgend einer Verpflichtung zu entziehen,
sondern im Interesse der Sache.
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Meine :Herren, wenn schon beim Abschluß von Tarii­

verträgen es wesentlich darauf ankommt, daß heide Parteien
ein ahso]utes Zutrauen zu demjenigen haben. dem die Leitung
der Ausg1cichsverhandlungen obJiegt. so ist das in 110ch vieJ
höherem Maße der Fall. \'lenn es sich um die Auslegung nnd
Anwendung strittiger V erträ e handelt. Ich weiß aus Er­
fahrung' daß es schwer hält, dieselben Parteien - wenn es
sich beispielsweise darum handelt, ein Gewerbegericht als
Einigungsamt anzurufen -- zweimal an denselben Vorsitzen­
dcn hcranzubringcJ1. Ich bin in meinen frÜheren Stellungen
wiederholt genötigt worden, einen \iVeclJsel im Vorsitz des
Oewcrbe,Q;erichts eintreten zu lassen, wenn dieselben Parteien
zum zweiten Male Über dieselbe frage verhandelten. Das ist
absolut mellschJich: diejenige Partei, die bei einer derartigen
Einigungsverhandlung. glaubt unterlegen zu sein, perhorrcs­
ziert den Unparteiischen und wünscht einen anderen Un­
parteiischen zu haben. Ich halte es fÜr richtig, diesem
Wunsche zu entsprechen, gleichviel, ob er bcrechtlg:t 1St oder
nicht, im Interesse des Zustandekornrnens einer f.inigung,.
Denn was hilft mir ein SchiedssPrHch, wenn er nicht befolgt
wird? VaUstrecken können wir unsre SchiedssprÜche nicht.
Solange wir nicht in der Lage sind, eine Zentra1stclle fÜr
Tarifverträge mit Verhandlung;szwang für die Beteiligten auf
Antrag ciner Partei und mit der Vollstreckbarkeit der :Ent­
sclleidu1\gen zu schaffen, so lange können die Institutionen.
die dem Zustandekommen und der Anwendung der Tarif­
vertrÜge dienen sollen, nicht lose genug eingerichtet sein. es
muß derjenigen Behörde, die eventucll in die Lage kommt,
dic Unparteiischen, die Vorsitzenden lISW. zu erncnnen, die
Mö lichkcit gegeben sein, fÜr jeden einzelnen Fall die ge­
eignete Persönlichkeit herauszufinden. Diese erwäh1ten Un­
parteiischen mÜssen nicht nur erfahrung. sondern auch das
Maß von Vertrauen bei beiden Parteien besitzen, das dem
Schiedsspruche dasjenige Ansehen sichert, welches criorder­
]ich ist, um mit Sicherheit darauf rechnen zu können. daß die
Beteiligten sich ihm fügen.

Ich weiß nicht, meine Herren, ob ich mich klar genug
ausgedrÜckt habe. Ich biu der Meinung: eine Zentralstelle fiir
Tarifverträge mit Verhand!i1ngszwang, mit vollstreckbaren
Entscheidungen liegt weit allßerhalb der Grenze des Erreich­
baren für uns, Ist das aber nicht erreichbar, dann muß die
Stelle, die beim Abschluß hilft, die bei Streitigkeiten den
Schiedsspruch fäl1t, in jedem faJ]e ad hoc geschaffen werden.
.Eine fÜr diesen Zweck eingerichtete Stelle in meinem Amt
_ davon bin ich überzeugt -- wÜrde nach einem oder zwei
Jahren von der Mehrzahl der Beteiligten abgelehnt werdcII,
weil man Einwend[Jn en gegen den Beamten erheben wÜrde.
dcr nu]] sti-indig mit der Erfiiliung- dieser Aufgaben betraut
wäre. Demgeg-eniiber halte ich es fÜr richtig. daß ich zwar
meine liilfe stets leihe, wenn ich darl1m gebeten werde, llnd
wenn beide Teile bereit sind, sich zu einigen, daß ich aber.
in jedem einzelnen fa He die von mir zu ernennenden Un­
parteiischen und Vorsitzenden aussLLche. Wenn wir aber
unsre Tätigkeit - und darauf lege ich den größten Wert, das
ist meIne innerste überzeugung, nm so kommen wir zum Ziel
_ hierauf beschränken. dann brauchen wir keine besondere
Zentralstelle fÜr Tarifverträge, sondern dann können wir allch
diese .frage der Zeit und der sich daraus ergebenden Ent­
wickelung; überlassen.

Die ei1lZi!{e geschäftliche Schwierigkeit. die entstehen
könnte, ist die, inwieweit etwa Reisekosten und Diäten, die
durch diesseitige Anordnuug entstehen, bezahlt werden
kÖJlnCl1, und diese frage habe ich bereits, wh; il:h annehme, in
Ihrem Sinne gelöst" insofern ich Kosten. die in dieser 'Hinsicht
entstanden smd, auf meiJ1en Geschäftsbediirfni:;fonds iiber­
nommen habe. Es könnte sich also höchstens darum handeln,
daß man in Zukunft für diesen Zweck einen besonderen Tjtel
;luswirft; ich wiirde aber ZIJ-]"zgjLin VerJegenheit sein, hier
Überhaupt eine Summe anzufordern, weil ich absolut nicht
Übersehen kann, in welcber Iiöhe KosÜ n in dieser Beziehung
entstehcll. SelbstverständJich bin ich dcr An icht. daß dic
großcn Org-anisatiol1cll, die verhaJldcln. ihrc eigenen DcpJ1­
ticrteH selbst zu bezahlen \Vohl in der La c Silld; ich wÜrde es
!licht fit!" 7,wcckmäRip: haltcu, wClln nHlll a[lch hicr Lias Reich
Hoch in. Kontribution sctzelI wollte.

Meine Herren, wenn endlich die Frage angeregt ist, ob
nicht diese- ZentralsteJle vicIleicht aucIt geeignet sein könnte,
ausgleichend zu wirken bei Streitig-keiten zwischen dem Reich
und seinen Arbeitern, d. h. in Fällen, wo das Reich Arbeit­
geber _ so glaube ich den Herrn Abg-. Junck verstanden zu
haben _, so möchte ich bemerken, daß ich das nicht für eine
dÜckliche Lösung halten würde. Ich würde es nicht emp­
fehlen, eine SteHe, die Dritten gegenüber unparteiisch sein sol1,
in Tätigkeit treten zu lassen in fällen, wo das Reich Partel
und an der Sache betei1ig-t ist. - \Veni! der Herr Ahg. lunch:
das nicht g:esagt hat, dann erledigen sich die Ausführungen,
die ich zu machen hätte, in diesem Punktc.

Meine Herren, noch ein kurzes \rVort zu der Frage der
Tarifverträge zwischen dem Reich als Arbeitgeber und seinen
Arbeitnehmern. Sie dÜrren nicht vergessen, daß es sich hier
um anders gelagerte Verhältnisse handelt als um die Verhäit­
nisse des Arbeitnehmers zu einem privaten Arbeitgeber. Wir
mÜssen \Vert darauf legen. daR in den Reichsbetrieben, deren
Verhältnisse Sic ja hier U1  Reich rcg:elmäßig einer dauernden
Kontrolle unterwerfen werden, schon im Interesse der Auf­
rcchterha1tung der Disziplin und der Ordnung in einem Dienste,
dcr öffentlichen Zwecken dIcut. andere Grundsätze maß­
gebend sind als anderwärts, und aus diesem Grunde legen wir
Wert darauf, daß \VÜnsche der beteiligten Arbeitnehmer nicht
auf Umwegen, sondern direkt durch die Arbeiterausschiisse in
unsern fiskalischcn Betrieben an ihre vorgesetzte Behörde ge­
hmg;en. Dmüher hinaus ist der Hcrr Reichskanzler selbst­
verständlich außerstande, irgcndwie mit einem Kartell, mag
es heißen, wie es will, zu verhandeln, wcnn es sich um die
Betriebe der Bundesstaaten handelt.  Tenn hier von Reichs
\vegen eingegriffen würde, würde das ein eingriff. sein iIl
Hohcltsrechte der Bundesstaaten, die selbstverständlich über
ihre Bctriebe selbst zn befinden hahen. es ist also nicht Un­
freundlichkeit, wie der Herr Abg. .Jllllck zu meinen schien,
wenn der lierr Reichskanzler auf die Ein,l!;abe des Kartells
reichstreller Arbeiter - heißt es ja wohl- insoweit ablehnend
entschieden hat, sondern es sind grundsätzliche Erwägungen
bestimmend gewesen. Ober die sich der Herr Reichskanzler
mit beteiligten Bundessmatetl lInd Ressorts verstÜndigt hat."

Die XII. ordentliche Hauptversammlung
des Deutschen Arbeitgeberbundes

für das Baugewerbe.
am 21. und 22. März 1911 in Nürnberg.

Die liaup{vcrs,lmm]ung ,vtJrd  3m 21. März vormittags 10,15
Uhr durch den BU!Jdesvorsitl nden, Geheimen Baurat felisdl-RerJin,
im g-roßen Saal des. Kultur-Vereines zu Niirnberg eröfinet Der
Bundesvorstand hatte SChOJI an den beidcn vorhergehenden Ta?:cl1
lange Sitzungcn abgehalten, um die der Iiauptversammlung vorzu­
schlagenden Be-,>chliisse von;ubereitcn,

Die Iiallptversammlung- \Var von etwa 350 BnndcsmitgUedern
besucht; außerdem vor! einigen Vertretern befrellJIdeter Arbeit­
geberverbiinde der Nachbarstaaten, und zwar den Iierren Stummer
v. Traunsiels (österreich), Parkas (UngaflJ), v.' Sydow (Schweden),
\Vcitemeijer (Dänemark), CaJ..:'iarHll (Schweiz). Nach der Eröffnung­
erstattete Herr Geheimrat FeJisch den Jahresbericht. Das wich­
tigste Ereig-nis des vergang.enen Jahres war die Erncuerung der .
TarifvertrÜge mit den Or.!!;"anisationen der Bauarbeiter . Der V or­
sitzende zeichnete mit Rroßen Strichen die wichtigsten VC!rgänge
1111(1 ent\vickelf,;; die Lehreil. die sich dem wirtschaItlichct1
Kampfe erg-eben haben. Den Besuchern Hauptversammlung
lag der ausfithrliche, vom GelJeralsckretiir BUl1des Dr. Proeh­
uer verfaßrc Bericht iibcr die ,.Erl1euerung baug:e\Verb!iche]
Tariiverträ e im Jahre 1910'. vor.

Herr Baumeister Papp, der Vorsitzende des Nordbavcrischeli
Bezirksverbandes, hegriißte dann die VerSa!l1P.1Jl1J1  in NÜfJJberg..
lind IJw:1Jte einige ,lIl1.ittcUungep Über die "ur Unterhaltnng tlE'r
Ulmdesmitglieder vo(bereiteten '/cranstaltungen.

Zuuächst wurden dann die J10t\Yendigen Ersiitzwa,hJen \'or­
g.cIIommen.

Herr G.;:heilllrat feJisch erkHirte, daß er den schon vor der
vodhhrigeI1 Hauptversammlung gehegten, aber damals wegen der
kritischen Lage des Bll11des zuri1ckgeste!1ten Entschluß, mit Riick­
sicht auf sein Alter vom Bundesvorsitz znrÜckzutretcll, Jlunmehr
ausfÜhre1] wolle. Mit be'\vegten Worten verabscl1ieuete er sich
,"on dem BI1l1Cle. Jer seiH Entstehen in erster Linie seiller An­
fC llJJg. U\I([ seillcr f\rheit \'crdal1ld, deli er 12 Jahre lan  mit mi­
0flllÜttJichem Eifer geleitet hat, tUtel den er UHU in vorzÜp:licher
Verfassung einem Nachfolger iik:rgehcll kann, hat sich dCJ Kund
doch aus kleincn Anhing-en bis Zll der statt1icheu Mitgliederza]]l
\.011 2300U entwickelt und allein im lct!.ten Jahre unI 1200 Mit­
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Zweiter Verltandlutll.{stag, Mittwoch, den 22. März 1911.
Dcn YorsH  fÜhrte deI IIctl  ,viihJtc BI!llclcsvorsitzcJHle, tier!'

Kld. Baurat elJke-Leipzig-.
ZnniicfJst erstatteie Herr Ball!llebier ßusch-Stl1ttgart eier Ver.

.ammlllng Bericht iibcr die vom BI:l1desvorsialld vorgeschlap;cnclI
Anclcrnng"cl1 der Rl1ndessatzultgen. Mit der immer p;rößer werden­
(I n Al!sdch1Jl1n  des Bundes hat :,ich eillC bestimmtere fassung
(::)]zclucr Panl!!,"rilPhclI notwcndig g-emacht: 1.. 13. derjenigen, wc1c11e
dIe Aufgaben U1ld dic GliedeJ 1\]1  des Bundes behandeln. Vor allem
hedl1rftcn aber die Bestimmungen iiber da;:; finanzwesen eies Bundes
mit RÜcksicht auf den 7,U hiJdendcn \Vehrschatt eiller Nellfest­
setz\JJJg;. Die VorscllJii.lze des ßUn<lesvorstamlcs wurden sämtlich
angenommen une! damit fluch die Bestim!1lllllj:(cn Ober VerwaltuJ]g,
A1Jlagc lmd Vcn\'cllc!ullf!: des Wehrsclwtzcs festg.clc t. über die
Hi!(]UJlg (!ic es FOIEls wurde fo] cndel" ßcschJl!U  efajH:

"Die 12, onlcm1. Iiauptvcrsammlung be::;clJlidH eille außcrordCJlt1
.mJa e g8mÜn   29,der BUJ1dcssalzI111Rcn. Jedes J3uHdesn1itgJicd hat
lur (he Jahre 1910/11/12 eine Summe citlzl!tiehcn, die sovielO1al
45 . I. betriig-t als da  ßlllJllcsmit liec1 persÖnliche Iv1itdieJer, bzw.
B t:.Jche. hat. DJC liil1fte eIer Summe ist im laln e 1911. die andere
[-Iahtc 1m .J,tlnc 1912 :111 das Konio des Dcutschen Arheitg-el1er­
hUJ)d(;  iÜr das Bau!.!:cwerbc bei der Dresdner Bal1l(, i3erlin,
Deposih:Jlkasse ß. ei!17.l17.ahlcll."
, Die au! (JrUl1u (Iiescs J3cs(;hlus es, dei' cil1stimmigc AUl1ahme
):1JJU, von den Vcrhiil1delJ ulIfzuhringelldl')) fkiriige ergehcn 1Jei dem
1!;c.\.;enwÜrligc!1 Miig-liedelz,tanue des BUJJdes rd. J MiJlion J( Die
(jeld r \\"cn!eu in ,)!{  PJ"oJ,cJiiit;cr Reichsaule.ilIc all elegt tl nd ill das
Reic1J!.isdluldbllCh ctj]J.;"clra eJI werden. Sie sind unsscldicß1ich tur
DcckLJI!  der ollreh Arbcitsbm!)fe cutstehendcn Kosten bestimmt.

j-Ji(:! aHf er tatletc Herr Mallrcr"- und Zi)]lmermeister J I1rll1­
i"i:IJ!dc!1htlr  d{:n Kasse!lJJcI kh! 1)!Jcr dC11 BetricbsfolJds ues Blindes
H.II d,l  \'cr al!.\.;"el!c lahr !!lId bcaulrw;dc futJastUJIR des Vorstandes,
dH: \,(]I! der !lallP!vcrs<lJJJ!JJIlJIIJ-: ge\I'iilirt wllnk.

Bei dcr_ d(jr .!lif(!!g-c!ldcJJ BesnrechmJK des VoralJschlaJ.;"cs tiir
(Jcsd!i!I!:'i]uln wurde eine gcriJlgftlKige Gr!lÖhUIIZ der

Mih.;!icdcr])citrÜgc bcscllloSz,ell, i',II:;.;lcich aber eillc
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weitere Erhöhung, für die späte::-';:1! Gesdliittsjahre in Aussicht ge­
n0ll1me11, ,,"cil al1 emcin anerkannt wurde, daß der Buud mit den
ihm z. Z. zufließenden Beiträgen den immer größer werdenden An­
fordcnl11gclI nicht gerecht werden kann.

Der letzte Bericht "\\'urde von lierrn Baumeister Liischer..Frauk­
fUI t <l. M. iiber die bisherigen Tagungen des neuen ZeJltralschied ­
gerichtes für das Baugewerbe elstattet. Die Einrichtung eines
solchen ZCJltralschiedsY,'crichtcs hatte bekanntlich der Deutsche
Arbeitg-eberhuuJ fiir das Baugewerbe beim Ablauf dcr Talifverträge
Ende Miirz 1910 gefordel t uml während des vorji:ihrige11 großen
ArbeitskaITlpies durchgesetzt. Herr Baumeister Liischer. der dem
Zentralschiedsgericht selbst als Mitglied angehört, berichtete in
ci1lem einstiindigeJJ Vortrag- in at1ßerordeutlich interessanter Weise
Über die Schwterigkeiten hei der Zusammensetzung- und die bis­
herige Tätigkeit des Ze!JtraJschiedsgerichtcs und p,ah der Ver­
sammlung die wlchti&stel! prinziPiellen Entseheidullzen bekamJt. ­
An den Bericht schJoß sich eine lebhaite Aussprache an, bei dere\]
Schll1ß deT ßl1udesvorsitz llde die selbstversEindliche Pflicht der
Arbeitgebcr- uud Arbeitne]ll11CI--Orgauisatiol1ell betonte, deu Ent­
scheidungen des ZelltraJschieds erichtes unbedingt nachzukommen.

Nachdem noch nber eiuif!:e gesehiiflicllC AJI c!cgen11eiten d s
Blindes BeschJÜsse g,efaßt \vorden waren, wurde als Ort der
I1ÜchstjÜhrigell tIallptversammlung Pos e 11 bestimmt. dann schloß
dcr BlIndesvQl'sit7:ende, dem fiir die erfolgreiche Leitung der Ver­
$all1mlul!  von allen Seiten bcgeistcder Dank ausgesprochen wurde,
ktlrz 1Iach 5 Uhr die SitZUllg,

Der Vorstand lind die Mihdiedcr des Nordbayerischeu Bezirks.
vedmndes fiir das Baugewerbe il1 Nuruberg habel! den Teilnehmern
an der Iiauptversammlnllg den Aufenthalt in NiirJ1berg durch Ruud­
fahrten um die Stadt, fÜhrung durch die an KUJ1stschätzen S0
reichen Sammlungen, tim eh kÜnstlerische Vortriige wÜhrend des am
Abend des ersten Verhandluugstages veral1stalletcn festessens
I1S\V. außerordentlich interessant g macht, so daß die N!1rnber cr
Taiung allen in angenehmster ErÜmeru11g bleiben ,vire!.

Zusammensetzung
des Vorstandes des Deutschen Arbeitg-eberbundes fiir das Bau­
gewerbe nach der XII. ordentlichen HauptversammhUlR in Niirnberg.

Ehr e 11 vor s i t.z end er auf Lebenszeit: KgL Geheimer Bau­
rat felisch-Grune\v:lld-Berlin. Vor s i t zen d e: Kg1. Säehs. Bau­
rat .Enke-Leinzip;. 1. s tel I ver t r e tell der Vor s i t z e TI der:
Architekt und BaumeisleI Bel1rc1Is - Hannover. 2. s t c II ver­
t r e tell der Vor 5 i t zen der: Baumeister Popp-Niirllherg.

Bei s i t zer: Maurermeister AlIsmeyer- Bral1rJsdnveig. Archi­
tekt Barth-Stuttgart, Mamermeister Bertuch-Gotha, Bamneiste .
Brion-Straßbulg, Bal1mcistcr t':ichholz-Danzig, Maut"er- H. Zimmer­
meister felgenträger-Magdeburg-, Ziml1lcrrnslr. PI auen-Kiel. Archi­
tekt Frese-Barmen, Architekt fritz-E sel1, Mallrer- und Zimmer.
meister Grote-tIaUe a. S., Maurermeister lieiuig-Rostock, Mallrer­
meister tIeye-Kaiserslantern, Maurermstr. tIolst-tIamburg, Manrer­
meister lUI th-Bmndenburg, Maurermstr. Kartmann-Posen, Matlrer­
meister Kelm-Stettil1, Maurcrmcistcr Kistncr-Lehc, ßauj:!,"ewerks­
rlleister Lauffer-KönigslJerg, Baumeister Liischer-FrankfIlrt a. !\L
Arcllitekt Maiweg-Langendreer, rlofzitnmermeister Noack-Dresdell,
Architekt Rank-MÜnchen, Baugewerl(smeister Schmidt-SaarbrÜcken,
Bauge\verksmeister Thiemann-Cöll1 a. Rh., Regierungsbaurneiste!.
\:Volfram-Breslau. I:"&i{
Wohn- und Geschäftshaus in Posen,

Große Gerberstraße 40 (Ecke Grabenstraße).
Architekt (8. D. A.) Alfred Grotte, «gI. Oberlehrer ilJ Posen,

(Abbildllngen auf Seile 194, 196, 197 tlml 199 nebst etner Bik1beilage.)
Das (]n11ldstÜck umfaßt !l59.40 qm lind ist iu J-3anklasse !

belegen; es warcn somit 80 v. H. bebaubar, d. i. mild
447,50 q111. Die BreIte dcr heiden anliegendcn Straßen ließ
nur eine Durchschnittshölle von 17,57 !TI zu, während sonst in
dieser Bauklasse 20.00111 gestattet werden. Da diese vcrhÜlt­
nismäßjg geringe OcbäudchÖhc fÜr ein bei OeschÜftslädcn Cllt­
sprechelld hoch zu bemessenes Erd cschoß nebst vier Ober­
cschossen ausreicllen sollte, so mußte an dCIl Konstruktions­
höhen der Zwischendeckcn gcsj)art werden. Es wurdc])
Eiscnbctondcckcn gewÜhlt Imt 8--10 cm StÜrkc; auf diese
wurde Korkestrich mit Lino)cumbolag aufgebracht. I)[c \Vahl
dieser massiven Decke empfahl sich auch schon deswegen,
weil jcnseits dcr Mittelmallcrn fast ausschließlich Nebc!1­
rÜume liegen. für welche einc Massivdecke ohnehin ball­
polizeilich vorgeschrieben igt. Es scheint hier besonc1c(s
erwähncnswert, daß eine bei so dÜnnen Zwischendecken mit
I ccht befürchtete Hcllhörigkeit sich nicht störend bcmerkbar
gemacht hat Bild daß Klagen dieserhalb seitens der Mietcr
inllcrhalb der dreijährigcn Bel1lttzungscJallcr des Iiauses nicht
vorgekommen sind. EbeJ1S0 haben sich dic Decken. die V011
der seither allf elöstcn Z\Vci nicderlassuJ1g der LoJat-Eiscn­
hetol1-0cscllsclwft ausgefjjhrt \Vllrden, in jeder Hinsicht be­
wiihrt. nic Anwcndung dieser Zwisehcndc>:kcJ1 crl1liJ dicl]lc
:-,omit !idtic (]csc\ioBhÖhcll von !"!llld ".o(J 111 in] r.rd.l;"cschoH
! Jld 3,lO bi:-;- 3,42 111 in deli Obergeschossen.
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Wohn  und Geschäftshaus in Posen, Gr. Gerberstraße 40. [] o Architekt (B. D. .-\.) Alrr0d Grotte la P05en,



nIe i.jnmdnBelmdlung- scllcim dadurd1 bCl1Icd\:cl1s\\"Crt.
d:!!3 auf die: iibJidte Hintertrcppe \'crzidnct \Ylirde. ein UTil­
swnd. der dem f,:.d!11J<i1!!1 hier als Notwcndi;,;'kcit erscheincn
wird. Die drd \VohmH1 cl1 in ,icdcl11 CiesdlOH, mit je .3 bis
4 Zimmrfll kÖnnen die:'icn ohnehin fra, wiirdigl'J! "Komfort"
der Hintertreppc g'Ul clltbehrl'!I. uU!'somchr. als dcr Platz fiir
dieSe kaum anders ?!1 schaHcll g-l'\\'CSCll wäre, als durch Ver­
kleiJ1l'rmlg Jt's ohnchjn knappe1l Ncbcngel<1sses. Störend wird
11l2n 7.\H:ifellos (nC OrÖfk lind form der Mi£Jchcl1stubeu Clllj)­
iindt'l1. Mier hCRt eine Härte in dcn hanpolizcilicheu
BcsrimJtJlmg"t;n, die qm CiröHl' iiir diese l\Üume vor­
schreiben. Um diese im VergleIch Xl! den Be tiTll1l1111lg"CII
anderer Ork. einschlicH/ich der Stadt Derlin, als reichlich be­
messen erscheinende Anzahl \'on Quadratmetern hCnlIlS%H­
scJ1Iagcn, miisst'IJ die ÜbrigeJl NebeuriÜulle ebeIlso sehr an
(irÜße einbÜßen. als die form eier MÜdchcnstnbcn oft eiBc
e1\\""IS absonderliche I1nd gCQ!!iilte \\.ird. Immerhin lassen sich
durch Breche!! dn Zwischenwand in liakcntonn, beiderseits
11utzb;1rc Nischen fÜr düs Bett bzw. die I3adcw<:llllle eiut'!" a11­
.t!.renzenden Badest!Jbe schaitc!1.

Das Äußere Ist im Stile der neuzeitlichcn Wieuc!" ß<I1I­
weisc gehalten. Großes Qcwic1lt wurde auf die EcklöSHl1g
Rclcg t . Das Eckzimmer hat <lure!] diese Erker lIud Loggia er­
halten. An oruamcnt<dcm ScJunltck ist nicht gespart, doch
jedes überinden vermiedcll. Durch ste!!erJ\Vcise Anwendung"
\"011 .spritzjJntz lind bhmeH Kacheln sind gute Wirkungen er­
zielt wordc]] mit bC\VIlRtcr Stcigcrl1ll  nach obcn llin. Viel
\Ver! wurde auf die architcktonische Ausführung der Eil1­
gangstiircn und Erker gelegt, auf deren Endigullgen besonclers
hingewiesclI werdcII soU. Es ist an einem Erker der VerslIch
gemacht, den im obersten Geschoß hier entstehenden Balkon
zn Überdecken 11m den gC\Vlinschtcn RCgCllSclwtz zu erhalten:
ähnlich ist ;luch die Endigung eines Balkons in dcr Qwben­
.<;traBe dl!rch eine PerRo!a bewirkt. Die l iil1J11c eies ersten
Obergl:sc.hosses nach der Or. Orabenstraße zu sollen später.
nach .cröffWflJg der im Zuge der Orabenstraße  cplal1t{;n
zweitcn\Varthebriicke fÜr Oe.schäftzweckc 11l1lgeballt werdeI!.
Die dann hier zu schnffcndcIJ große!! fensteröfflltlt1p;l'!I sind
zunächst durch Pfei!erteiluug' dcm \Vohnhausgepriip;e fInge­
paßt, doch smu starke F:j cnbctontl"li, cr hier cingeh..llltworde!!.

Die AlIsflihrul1g lag in deo tlündcl1 des Maurer- und
Zimmermeisters Bcrnhardt Pe y seI'. Der Korkestrich so­
wie der fugenlose fußbodcn wurdell VOll der Firma TI1.
Klo s c ans,\!;cfÜhrt. Dic Tiirc!! lieferte die A.-O. fc r d.
Ben cl i x-S ö h 11 e in Posen.

Verschiedenes.
Behördliches, ParJamentarisches usw.

Ausfiihrungsgesctz zum Reichswertzuwachsstellcr esetz.
Nach dem Entwurf des preußischen Ausführungsg etzes
zum Reicbswertzuwachssteuergesetz werden nach   44 des
Reichswcrtzuwachssteuergesctzes die Rechtsmittel lind nach
S 58 desselben Gesetzes die Beteiligung der Gemeinden
und Kreise an den für sie bestimmten Steueranteilen ge.
regelt. Weiterhin enthält der Entwurf Bestimmungen über
die für die Veranlagung und Erhebung der Steuer zustän.
digen Stellen. für landgemeinden bis zu 3000 Einwohner
sowie für Outsbezirke ist der Kreisausschuß aJs Verall­
lagungsbehörde vorgesehen. In Landgemeinden mit höherer
Einwohnerzahl sowie sämtlichen Stadtgemeinden Über­
nimmt der Gemeindevorstand die Veranlagung.

Baupolizei und JurjstentuIIl. Die "ßaupolizcilfchen
Mitteilungen" bringen in tleft 2/1911 einen Artikel beL reffend
die "übertrLlgnn  der Baupolizei auf die Stadtverwaltung iu
Königsberg i. Pr." Es heißt dort:

"ferne!" ließ sich der Oberbürgermeister über elie Frage
aus, ob es richriger sei, einen .Juristen oder einen Techniker
an die Spit%c dCf Bauvcrwa!tung zu stellen. Er bemerkte hier­Über:

J)il.: I rag-e des juri;;tischen oller technischem Dezerncntcn
als Vertreter fiir Jlleine Persoll i t sehr reichlich <ll/ch im Ma­
gistrat erwogen worden, Vi/ir haben uns mit groUer Ein­
miitig-kcit davon Überzcugt, daß cs unrichtig wnre, einen
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tcc!mischen Dezernenten anzusteHen. Und ich für meine Per­
son erkläre, ich wÜrde die übernahme ablehnen. wenn ledig­
]ich ein technischer Dezernent da sein würde, den ich als
meinen Vertreter betrachten s011. Denn in erster Linie ist die
\Val1rnehmung: der Geschäfte den Interessenten gegenüber
einc Kette fortgesetzter rechtlicher Handlungen, eine PrÜfung".
ob dicse.  oder jencs Vorgehe!! rechtlich zu!ässig- ist. Ohne
den Herren Technikern 7.11 nahe treten zu \VoJlell, muß man
doch sa .ell, daß in vielen fällen die Techniker die rechtliche
Tragweite nicht s.o wie ein Jurist Übersehen können. Der
Techniker wÜrde sehr dazu neigen, außerordentlich streng­
sich aJ1 den Pnra, Taphen zu IwltciI. Aber was das fiir das
praktische Leben heifh, hat nUll! \Voh! verschiedentlich kennen
gelernt. J)em bauenden Pllblikl!!lJ wÜrde man damit keinen
Gefallen tUB, WCT!n man fÜr eiBen iIIrisLischeil einen tech­
nischc!] Ikl.erJwl1tel! aJlstcllcll wiirde."

Hierz!! bcmerkt die "l rkft. Zt.-;."
niese D lrstellul1g deS" Königsberger OberbÜrgermeisters

ist geradezu tlngeheuerlidl lInd steHt dfe tatsächlichen Ver­
h 1ltllissc giinzhcil auf den Kopf. Jedermann weiß. daß bei der
li,mdlwhullg der ßauf)olizei jn erster Linie die fragen der
Sicherheit ]\lId der tedmischen Zulässigkcit der ßauten in Be­
tracht kommcn, the in jedcm einzelnen Falle eingehcnd zu er­
Örter?! sind, wälJrend die rechtlichen Fr<!);en zumeist nach
demselben Schem;:l erlec!ig.t werclen können. Trotzdem soll
allcn hier wiederum die geistige Tätigkeit des Technikers dem
Ol1tdiinIccn des reill formalistisch arbeitenden Juristen unter­
geordnet werden. Da für diese Absicht sachliche Gründe
uicht angefiihrt werden könneJl, so malt man nach altem
I\czept mit möglicherweise entstehenden Schwierigkeiten den
Tcufel an die \Vaucl. !im die Stadtverordneten vor dem Tech­
niker grnse!n zu mache)]. Man scheut sich nicht die dem
jnristisch vorgebildetcn Vcnvaltungsbeal11teIl m ngelnden
()ualitiitt'il in bau polizeilichen Ditlgen auch dem Techniker
abzusprechen, ja den letzten'n sogar als eine Gefahr tor das
b,tllCJ1c!e Publikum hinzustellen. Das iiberstei t in der Tat
<]!Ics bisher Ihlgcwescl1e. Nach dieser Lejstu ng wird mall
kaHm noch im Zweifel seill Über die wirklichen Uriinde die
die St ldt KÖl1ig-sber,!<. als l'lnzige Stadt des Deutschen Rei'ches
veran!af.H habc]]. die iriihcr ei ene I-(cgie des städtischen Elek­
triziWtswerkcs <1ijfzJI(ebell IIlld den Betrieb des Werkes an
die AII. CIJleinc tlcktrizitäts-Clcsc!1schaft ZII verpachten. Man
wiirde ::>ich nicht wundem, WCJm auch bierfiir der Techniker
verantwortlich gemacht wÜrde.

Verbands., Vereins. Usw.-Angelegenheiten.
Deutscher Arbeitg"eherbuud für das Baug"ewerbe, E. V. (E n t .

scheIdung des Zentra]schiedsgerichts für das Bau.
gewerbe vom 14. März] 9 11.) Bis wm Abschluß der
!leuen örtlichen Verträge geIten die Bestimmungen
der frÜheren Verträge mit der Ausnahme) daß für
Arbeitslohn und Arbeitszeit die Entscheidungen I
und I1 vom 16.J1Ini 1910 zu gelten haben.

Gründe:
Eine Reihe von Ortsverträgen sind noch nicht abge.

schlossen, teilweise weil die Entscheidung des Zentral.
schiedsgerichts noch ausstand. Um keine Unklarheit auf.
kommen zu Jassen , muß bestimmt werden, welche Bestim­
l11ungen in solchen Orten bis ZUI11 Abschluß der neuen
Ortsverträge gelten sol]en. für diese Übergangszeit können
fOlgerichtig nur die Vorschriften analog angewendet werden
die in der Entscheidung VI vom 16. Juni 1910 beschlosse
sind. Danach ist auch in solchen Orten die lohnerhöhung
von 2 PI. am 1. April 1911 zu gewähren, ebenso der Aus.
gleichspfennig für Bauhj]fsarbeiter , wo er nach der Ent­
scheidung J und 111 vorgeschrieben ist. Und es ist ferner
in Orten, wo am 1. April die tägliche Arbeitszeit verkürzt
werden muß, die vorgeschriebene Arbeitszeitverkürzung
durchzuführen und der entsprechende lohnausgleich zu
gewiihren. Jm übrigen gelten die Bestimmungen der alten
Verträge unverändert fort. Das Zentralschiedsgericht.

Tarif. und Streikangelegenheiten.
Schneidemühl. Hier sind die Tischlergesellen in eine

lohnbewegung getreten. Sie verlangen lohnerhöhung und
Verkürzung der Arbeitszeit um wöchentlich drei Stunden.


